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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ere + NED 


* 


(Fr. 3001.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 10. Juni 1848., betreffend den Allerhoͤchſt beſtaͤtigten 
Geſellſchafts-Vertrag der Schleſiſchen Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 
zu Breslau. 


Ark Ihren Bericht vom 31. Mai c. will Ich die Errichtung einer Aftien- 

Geſellſchaft in Breslau zu dem Zwecke der Verſicherungsnahme von Immobi⸗ 
lien, Mobilien und auf dem Landtransport befindlichen Gegenſtaͤnden gegen 
Feuersgefahr unter dem Namen „Schleſiſche Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft“ 

genehmigen und den anliegenden durch den notariellen Akt vom 13. Januar 
Hr J. vollzogenen Geſellſchafts- Vertrag beſtaͤtigen, jedoch mit der Be— 
immun: 

1) daß für die Geſellſchaft ſaͤmmtliche, im Statut nicht ausdruͤcklich abge⸗ 
aͤnderte Vorſchriften des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. 
November 1843. maaßgebend ſind, und 

2) daß die Geſellſchaft mit Ruͤckſicht auf die Vorſchrift in den Schleſiſchen 
Provinzial Feuer ⸗Sozietaͤts-Reglements vom 6. Mai 1842., und zwar 
im $. 19. desjenigen für das platte Land und im H. 18. desjenigen fuͤr 
die Städte, verpflichtet ift, kein Gebäude uͤber den gemeinen Werth deſ⸗ 
ſelben zur Zeit der Verſicherungsnahme zu verſichern, 

ſowie mit dem Vorbehalt: 

1) daß der F. 3. des Geſellſchafts- Vertrages dahin gefaßt wird: 

1) der Fonds der Geſellſchaft beſteht in einem Kapitale von „Zwei Milz 
lionen Thaler Preuß. Kur.“, welches jedoch durch Zeichnung auf 
2000 Stuͤck Aktien, jede zu 1000 Krhlr., zuſammengebracht wird. 
Für den Fall eintretenden? edürfniffes wird der General-Verſamm— 
lung das Recht vorbehalten, mit Genehmigung der Staatsbehoͤrde 
den Geſellſchaftsfonds um Eine Million Thaler Preuß. Kur. durch 
en ben; AR von 1000 Stuͤck Aktien, jede zu 1000 Rthlr., 
u erhoͤhen; 

2) daß im F. 5. den Worten „die Allgemeine Preußiſche Zeitung“ die 
Worte „den Preußiſchen Staats-Anzeiger“ ſubſtituirt werden; 

3) daß im H. 6. dem Citat: Allgemeine Gerichts-Ordnung Thl. J. Tit. 2. 
Hh. 167. seg. das fernere Citat Tit. 30. Hh. 50 — 30. beigefuͤgt 


wird; 
4) daß im H. 7. der erſte Satz wie folgt, gefaßt wird: 
Jahrgang 1848. (Nr. 3001.) 34 


Auf 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Juli 1848. 


— 170 — 


Auf jede Aktie werden 20 Prozent des Nominalbetrages, alſo 
200 Thaler, baar eingeſchoſſen; N 5 
5) daß im F. 15. die Worte: „durch einmalige Inſertion“, in die Worte: 
„durch dreimalige, von 4 zu 4 Wochen zu wiederholende Inſertion“, 
veraͤndert werden; > 
6) daß dem $. 18. die Worte: „die Bilance iſt der Königlichen Regie⸗ 
rung zu Breslau mitzutheilen“, hinzugefuͤgt werden; 
7) daß im F. 21. der zweite Satz des erſten Abſatzes dahin gefaßt wird: 
„die Dividende wird den Aktionairen bekannt gemacht und am 1. 
Juni jeden Jahres an den Produzenten der hieruͤber von dem Inha— 
ber der Aktie ausgeſtellten Quittung verabfolgt. Die Legitimation 
des Produzenten der Quittung iſt die Direktion zu pruͤfen berechtigt, 
aber nicht verpflichtet; 
8) daß im H. 26. Nr. 5. das falſche Allegat $. 21. anſtatt $. 20. be: 
richtiget wird; 
9) daß im K. 27. den Worten: „1) über Ausgabe der reſervirten 1000 
Stuͤck Aktien (H. 3.)“, die Worte: „1) über die vorbehaltene Er⸗ 
hoͤhung des Geſellſchaftsfonds um Eine Million Thaler (F. 3.) 
ſubſtituirt werden, und f 
10) daß im H. 34. Abſatz 2. die Worte: „und Behörden“, fortfallen. 
Der Geſellſchafts-Vertrag iſt mit dem gegenwartigen Erlaſſe durch die 
Geſetzſammlung und durch das Amtsblatt der Regierung zu Breslau zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 10. Juni 1848. 


Friedrich Wilhelm. 


Bornemann. v. Auerswald. v. Patow. 


An 
den Miniſter des Innern v. Auerswald, den Sue e Dr. Borne⸗ 
mann und den Wirklichen Geheimen Legations-Rath Dr. v. Patow. 


Ge ſe U: 
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Geſellſchafts⸗-Vertrag 
der 
Schleſiſchen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft 


zu 
Breslau. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
K. 1. 


Firma und Zweck. 
Unter der Firma: 
>. „Schleſiſche Feuerverſicherungs-Geſellſchaft“ 
tritt eine Aktiengeſellſchaft mit kaufmaͤnniſchen Rechten zuſammen, deren Zweck 
es iſt, unbewegliche und bewegliche Gegenftände, insbeſondere auch auf dem 
Landtransporte befindliche Guter, gegen Feuersgefahr zu verſichern. 


§. 2. 
Domizil und Gerichtsſtand. 


Die Geſellſcha ; 2 l 1 
ihr Forum. chaft hat ihren Sitz in Breslau; das dortige Stadtgericht iſt 
§. 3. 


Geſellſchaftsfonds. 

Der Fonds der Geſellſchaft beſteht in einem Kapitale von Zwei Millio⸗ 
nen Thaler Pr. Kurant, Ladd rde b Beide unf 2000 Stuͤck Aktien, 
jede zu 1000 Thaler, zuſammengebracht wird. Für den Fall eintretenden Be- 
duͤrfniſſes wird der Generalverſammlung das Recht vorbehalten, mit Geneh— 
migumg der Staatsbehoͤrde den Geſellſchaftsfonds um Eine Million Thaler 
Pr. Kurant durch weitere Unterbringung von 1000 Stuͤck Aktien, jede zu 
1000 Thaler, zu erhoͤhen. 


§. 4. 
Geſchaͤftsbeginn. 

Die Geſellſchaft beginnt ihre Geſchaͤfte, ſobald mindeſtens die Haͤlfte der 
durch Zeichnung zu beſchaffenden 2000 Stuck Aktien untergebracht und die 
hierauf zu leiſtenden baaren Einſchuͤſſe von Zwanzig Prozent (H. 7.) einge⸗ 
zahlt ſind. 

$. 5. 
Oeffentliche Bekanntmachungen. 


Alle in Gemäßheit des Statuts zu bewirkenden öffentlichen Bekannt⸗ 
Gr. 3001.) 34* machun⸗ 
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machungen erfolgen durch Inſertion in den Preußischen Staatsanzeiger und in 
zwei zu Breslau erſcheinende Zeitungen. 


H. 6. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 


Alle Streitigkeiten, welche aus der Geſellſchaftsverbindung zwiſchen den 
Aktionairen unter ſich oder zwiſchen ihnen und Mitgliedern der Direktion ent— 
ſtehen, ſollen ſchiedsrichterlich entſchieden werden. Jeder Theil waͤhlt einen 
Schiedsrichter, welche bei Meinungsverſchiedenheit einen Obmann ernennen. 
Verzoͤgert Einer der ſtreitenden Theile auf die Aufforderung des Gegners die 
Ernennung des Schiedsrichters laͤnger als 14 Tage, ſo beſtimmt der Gegner 
auch den zweiten Schiedsrichter. 5 

Koͤnnen ſich die Schiedsrichter nicht uͤber die Wahl des Obmanns eini— 
gen, ſo hat Jeder von ihnen Einen zu ernennen, und es entſcheidet zwiſchen 
ihnen das Loos. 5 | 

Zögert aber ein Schiedsrichter mit Ernennung des Obmanns länger als 
vierzehn Tage, ſo entſcheidet der Obmann des anderen Theils. 

Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Beſtimmungen der A. 
G. O. Th. I. Tit. 2. Hh. 167 seg. und Tit. 30. $$. 50 — 56. maaßgebend. 
Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt nur das $. 172. ibid. erwähnte 
Rechtsmittel der Nichtigkeitsklage ſtatthaft. 

Ueber die kompromiſſariſche Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen der 
Geſellſchaft und den Verſicherten ſind in den Policen die betreffenden Beſtim— 
mungen enthalten. 


Beſondere Beſtimmungen. 
A. Von den Aktionairen und Aktien. 
H. 75 
Einzahlung und Wechſel. 

Auf jede Aktie werden 20 Prozent des Nominalbetrages, alſo 200 Tha⸗ 
ler, baar eingeſchoſſen; uͤber den Reſt von 80 Prozent oder 800 Thaler aber 
wird von dem Aktionair eine Schuldurkunde in Wechſelform nach dem anlie— 
genden Formulare ausgeſtellt. Der Ausſteller iſt verpflichtet, dieſen Reſtbetrag 
im Falle des H. 23. nach einer achtwoͤchentlichen, ſeitens der Direktion ergehen— 
den Aufkuͤndigung inſoweit baar en als dies zur Ergänzung des baa⸗ 
ren Einſchuſſes erforderlich iſt. Auf Hoͤhe des Betrages dieſer Wechſel iſt der 
Ausſteller wechſelmaͤßig verhaftet, auch wenn er nicht wechſelfaͤhig waͤre. 


H. 8. 
Form der Aktien. 


Die Aktien werden nach dem beigefuͤgten Formular Lit. B. in laufenden 
2 Nummern auf den Namen des Aktionairs und mit der Unterſchrift von zwei 


Di⸗ 
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Direktoren ausgefertigt. Sie können nur auf eine Perſon, nicht auf eine Firma 
ausgeſtellt werden. Sie ſind untheilbar. 


HR 
Aktienbuch. 


Jede Aktie erhält in dem von der Direktion geführten Aktienbuche ein 
Folium, auf welchem der Name, Wohnort und Stand des jedesmaligen Inha⸗ 
bers, ſowie alle Eigenthumsuͤbergaͤnge von Aktien, und zwar letztere gegen eine 
Eintragungsgebuͤhr von Einem Thaler, eingetragen werden. Nur die aus die— 


ſem Aktienbuche konſtirenden Inhaber der S aten werden als Mitzlteder der 
Geſellſchaft erachtet. Inh er Aktien werden 9 


$. 10. 
Hoͤchſte Zahl von Aktien. 


Es darf kein Geſellſchaftsmitglied mehr als 25 Stuͤck Aktien beſitzen. 
Der Betrag der von den einzelnen Geſellſchaftern deſſelben Handlungsgeſchaͤftes 
beſeſſenen Aktien darf dieſe Anzahl von 25 Aktien nicht uͤberſteigen. 


| 9 8 
Veräußerung und Verpfaͤndung der Aktien. 


Die Aktien koͤnnen nur mit Genehmigung der Direktion der Geſellſchaft 
veraͤußert werden. Von einer Verpfaͤndung derſelben braucht die Geſellſchaft 
keine Not zu nehmen, verhandelt vielmehr ohne Ruͤckſicht auf dieſelbe mit dem 
aus dem Aktienbuche konſtirenden Eigenthuͤmer der Aktie. 


§. 12. 
Wirkung der Veraͤußerung. 


Der fruͤhere Inhaber einer rechtsguͤltig veraͤußerten Aktie ſcheidet aus 
der Geſellſchaft aus; er erhalt den eingelegten Wechſel zuruͤck, und es wird an 
deſſen Stelle der Wechſel des Erwerbers angenommen. Dieſer Letztere wird 
Mitglied der Geſellſchaft und tritt in alle Rechte und Verbindlichkeiten des 
fruheren Inhabers der Aktie, namentlich geht auf ihn auch das Recht auf den 
eingezahlten baaren Einſchuß, ſowie auf unerhobene Dividenden, uͤber. 


H. 13. 
Fall der Vererbung. 


Verſtirbt ein Aktionair, fo muͤſſen deffen Erben die Aktie mit Genehmi⸗ 
gung der Direktion entweder auf Einen unter ihnen übertragen oder an einen 
Dritten veraͤußern. Iſt weder das Eine noch das Andere binnen ſechs Mo— 
naten ſeit dem Todestage des Aktionairs Hel aben⸗ fo iſt die Direktion berech- 
ligt, die Aktie durch einen vereideten Maͤkler an der Börfe zu Breslau verkau⸗ 
fen zu laſſen, und den Erlös, ſowie den eingelegten Wechſel, an die Erben, 
oder ſofern dieſelben nicht einen legitimirten Bevollmaͤchtigten zur Empfang⸗ 

(Nr. 2001.) nahme 
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nahme beſtellt haben, zur gerichtlichen Gewahrfam nach Abzug aller der Ge— 
ſellſchaft zuſtehenden Anforderungen zu verabfolgen. 
$. 14. 
Gezwungener Verkauf der Aktie. 

Sobald ein Aktionair unter Kuratel geſetzt oder zahlungsunfaͤhig wird, 
welches letztere angenommen wird: bei Eröffnung des Konkurſes, Nachſuchung 
des Moratorii, fruchtloſer Vollſtreckung der Exekution und Anerbieten eines 
Akkordes, durch welchen die Gläubiger nicht vollſtaͤndig befriedigt werden, fo 
iſt die Direktion berechtigt, ihn ſeines Theilnahmerechts an der Geſellſchaft fuͤr 
verluſtig zu erklären, und nach der Beſtimmung des $. 13. zum Verkaufe der 
Aktie und Verabfolgung reſp. gerichtlicher Deponirung des Erloͤſes zu ſchreiten. 
Daſſelbe tritt ein, wenn ein gerichtlicher Beſchlag im Wege des Arreſtes oder 
der Exekution auf eine Aktie oder deren Dividende gelegt wird. 


$. 15. 
Annullirung der Aktie. 

Sollte in den Fällen der $$. 13. und 14. die Aktie auf die Aufforde⸗ 
rung der Direktion nicht binnen vier Wochen eingeliefert werden, ſo iſt dieſelbe 
befugt, die Aktie zu annulliren und dies durch dreimalige von 4 zu 4 Wochen 
zu wiederholende Inſertion in die H. 5. bezeichneten Blaͤtter bekannt zu machen. 
Es wird ſodann eine neue Aktie unter derſelben Nummer auf den Namen des 
Kaͤufers ausgefertigt. 


$. 16, 


Zerftörung und Verluſt einer Aktie. 

Eine erweislich unbrauchbar gewordene oder zerſtoͤrte, ſowie eine verlorne 
und auf geſetzlichem Wege amortiſirte Aktie, wird durch eine neue, unter glei⸗ 
cher Nummer ausgefertigte Aktie erſetzt, und letztere dem aus dem Aktienbuche 
konſtirenden Inhaber ausgehaͤndigt. a 

17. 


Befugniſſe und Verhaftung des Aktionairs. 

Jeder Aktionair nimmt an dem Gewinne und Verluſte bei dem Unter⸗ 
nehmen verhaͤltnißmaͤßig nach dem Betrage ſeiner Aktien Antheil, doch iſt er 
uͤber den Nominalbetrag derſelben weder zu neuen Beiträgen verpflichtet, noch 
fuͤr die Verpflichtungen und Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verhaftet. Dieſe 
Beſtimmung kann durch keinen Geſellſchaftsbeſchluß abgeaͤndert werden. 


B. Von der Bilance, dem Reſervefonds, Dividenden und 
Wechſeleinzahlungen. 
$. 18, 
Bilance. 


Die Bilance uͤber das Geſellſchaftsvermoͤgen wird jaͤhrlich am 1. Januar 
auf Grund der Rechnungsbuͤcher nach den Prinzipien der kaufmaͤnniſchen 17 
al⸗ 
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haltung gezogen. Es werden die Aktiva des Geſellſchaftsvermoͤgens nach ih⸗ 

rem Werthe zu jenem Zeitpunkte aufgefuͤhrt und unter die Paſſiva auch die 

bis dahin zwar angemeldeten, aber noch nicht regulirten Schadenverguͤtigungen 

vermerkt. Die Bilanee iſt der Koͤniglichen Regierung zu Breslau mitzutheilen. 
f F. 19, 

Reſervefonds. 

Von dem reinen Gewinne, welcher nach Abzug aller Koſten der Ver⸗ 
waltung und des Geſchaͤftsbetriebes, ſowie der im Laufe des Jahres regulirten 
oder bereits angemeldeten, jedoch noch zu regulirenden Schadenverguͤtigungen 
verbleibt, werden zehn Prozent jaͤhrlich zur Bildung eines Reſervefonds ver— 
wendet. Dieſer Fonds iſt dazu beſtimmt, die Verluſte und Entſchaͤdigungen 
zu decken, welche den Praͤmienfonds uͤberſteigen, dergeſtalt, daß dieſe beiden 
Fonds erſt abſorbirt ſein muͤſſen, bevor das Grundkapital angegriffen werden 
kann. Die von dem Reſervefonds aufzubringenden Zinſen fließen zu demſelben, 
bilden alſo keinen Theil der zur Vertheilung beſtimmten jaͤhrlichen Einnahmen. 

j N der Reſervefonds auf 300,000 Rthlr. angewachſen, ſo findet ein 
weiterer Abzug für denſelben nicht ſtatt, und die Zinſen fließen zu den jaͤhrli⸗ 
Einnahmen. 

$. 20. 
Verwendung für wohlthaͤtige oder gemeinnuͤtzige Zwecke. 

Von dem reinen Gewinne, jedoch nach Abzug von 4 Prozent Zinſen 
des baaren Abtieneinſchuſſes (F. 7.), wird ein Theil zu wohlthaͤtigen oder ge⸗ 
meinnuͤtzigen Zwecken verwendet. Den Betrag, ſowie die Art der Verwen- 
dung, ſetzt die Generalverſammlung feſt. ($. 26. sub 5.) 

21 


Dividende. f 
„Der reine Gewinn, welcher nach Abzug der $$. 19. und 20. gedachten 
Beträge verbleibt, wird als Dividende gleichmaͤßig unter die Aktionaire ver⸗ 
theilt. Die Dividende wird den Aktionairen bekannt gemacht und am 1. Juni 
jeden Jahres an den Produzenten der hieruͤber von dem Inhaber der Aktie 
ausgeſtellten Quittung verabfolgt. Die Legitimation des Produzenten der 
Quittung iſt die Direktion zu pruͤfen berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Dividenden, welche innerhalb vier Jahren ſeit dem beſtimmten Verfall— 

tage nicht erhoben find, verfallen der Gefellſchaft. 
F. 22. 
Fall des Verluſtes. 

Sollte in einem Jahre ſich ein Verluſt ergeben, fo erfolgt die Ergaͤn⸗ 
zung des Anlagekapitals aus dem Reſervefonds. Reicht diefer nicht hin, fo 
wird der fehlende Betrag aus den baaren Aktieneinſchuͤſſen entnommen und 
dieſer Betrag aus dem reinen Gewinn der folgenden Jahre erſtattet. 


$. 23. 
Einziehung der Wechſel. 
Sollten durch Verluſte die baar eingeſchoſſenen Aktienbetraͤge bis zur 
Cr. 3004.) i Haͤlfte 
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Haͤlfte abſorbirt ſein, ſo kuͤndigt die Direktion von den eingelegten Wechſeln, 
und zwar unter gleichmaͤßiger Vertheilung auf alle Aktionaire, ſo viel als zur 
Ergaͤnzung des baaren Einſchuſſes erforderlich iſt. Die eingezahlten, von den 
Wechſeln abzuſchreibenden Betraͤge werden aus dem reinen Gewinne der fol— 
genden Jahre zuruͤckbehalten, und ſobald ſie komplettirt ſind, den Aktionairen 
gegen Ausſtellung neuer Wechſel uͤber die reſp. Beträge verabfolgt. 

Oleichgeitig mit einer ſolchen Ausſchreibung muß von der Direktion eine 
Generalverſammlung der Aktionaire berufen werden. 


$ 24, 
Nichteinzahlung der Wechfelbeträge. 


Sollte ein Aktionair den gekuͤndigten Wechſelbetrag nicht acht Tage nach 
Ablauf der achtwoͤchentlichen Kuͤndigungsfriſt einzahlen, ſo hat die Direktion 
die Wahl, entweder die Einziehung im gerichtlichen Wege zu bewirken, oder 
den Saͤumigen ſeiner Rechte als Geſellſchaftsmitglied und aller ſeiner Anſpruͤche 
an das Geſellſchaftsvermoͤgen für verluſtig zu erklaͤren und feine Aktie an der 
Boͤrſe zu Breslau durch einen vereideten Maͤkler verkaufen zu laſſen. Sollte 
ſich ein Verluſt fuͤr die Geſellſchaft ergeben, ſo iſt der fruͤhere Inhaber der 
Aktie wechſelmaͤßig zu deſſen Erſatze verbunden. 

Bei Nichteinlieferung der von dem Saͤumigen eingeforderten Aktie wird 
nach $. 15. verfahren. 


C. Von den Generalverſammlungen. 
H. 25. 


Berufung. 


Alljaͤhrlich im Monate April oder Mai beruft die Direktion eine Gene- 
ralverſammlung, welche in Breslau ſtattfindet. Die Einladung erfolgt durch 
zweimalige oͤffentliche Bekanntmachung G. 5.), von denen die letztere ſpaͤteſtens 
vierzehn Tage vor dem Tage der Verſammlung inſerirt fein muß. In glei⸗ 
cher Art wird eine außerordentliche Generalverſammlung berufen, wenn dieſelbe 
von der Direktion oder auch dem Verwaltungsrathe fuͤr nothwendig erachtet 
oder von vierzig Aktionairen unter Angabe der Gruͤnde beantragt werden ſollte. 


H. 26, 
Gegenſtand der Verhandlung. 


In der ordentlichen Generalverſammlung ſind regelmaͤßige Gegenſtaͤnde 
der Verhandlung: 2 \ 

1) Berichterſtattung der Direktion uͤber die Lage des Geſellſchaftsvermoͤgens 
und die Reſultate des Geſchaͤftsbetriebes unter Vorlegung des Rech— 
nungsabſchluſſes des verfloſſenen Jahres. 

2) Berichterſtattung des Verwaltungsrathes uͤber die Pruͤfung der Rech— 
nung des letztverfloſſenen Jahres. 

3) Entſcheidung uͤber die von dem Verwaltungsrathe bei dieſer Pruͤfung 
gezogenen Monita, jedoch vorbehaltlich des Rechtes der Direktion anf 

A ſchie 8⸗ 
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ſchieds richterliche Entſcheidung nach H. 6. zu provoziren, und Ertheilung 
der Decharge. | 

4) Wahl der Mitglieder und Stellvertreter der Direktion und des Verwal— 
tungsrathes. 

5) Beſchlußnahme über die nach H. 20. zu wohlthaͤtigen oder gemeinnuͤtzi⸗ 
gen Zwecken zu verwendende Summe. 

6) Beſchlußnahme uͤber diejenigen Angelegenheiten, welche der Generalver- 
ſammlung von der Direktion, dem eee oder einzelnen 
Aktionairen zur Berathung und Entſcheidung vorgelegt werden. 


H. 27. 
Bezeichnung des Gegenſtandes. 


Einer ausdrücklichen Erwaͤhnung des Gegenſtandes der Berathung in 
der Einladung bedarf es nur, Wen i sb 1 


10 Tele g ans Erhoͤhung des 8 um Eine Million 

2) über Aufhebung früherer Beſchluͤſſe einer Generalverſammlung; 

3) über Abänderungen des Geſellſchaftsſtatutes; 

= aber Aufloſung der Geſellſchaft im Falle des F. 50. sub 2.; 
er ein der Geſellſchaft nach H. 49. et 
ein f efaßt werden ſoll. — Di chluͤſſe ad 3. bis 5. beduͤrfen der 
Genehmigung des Staates. ſo Hecht a ” f 

§. 28. 
Stimmrecht. 


In der Generalverſammlung kann jeder Aktionair erſcheinen, der in dem 
Aktienbuche eingetragen ſteht. — Jeder Inhaber von einer bis vier Aktien hat 
eine Stimme, von fünf bis zehn Aktien zwei Stimmen, von eilf bis funfzehn 
Aktien drei, von ſechzehn bis zwanzig inkl. vier und von einundzwanzig bis 
fuͤnfundzwanzig fünf Stimmen. 

Abweſende koͤnnen fich nur durch andere Aktionaire auf Grund ſchrift— 
licher Vollmacht vertreten laſſen. Eine Ausnahme von dieſer Beſtimmung bil— 
den die mit gehoͤriger Prokura verſehenen Disponenten. Mehrere Eigenthuͤmer 
von Aktien können ſich in den Generalverſammlungen durch Einen Bevollmaͤch⸗ 
tigten vertreten laſſen, jedoch in die Perſon deſſelben nicht mehr als fuͤnf Stim— 
men vereinigen. Die Stimmen, welche dem Bevollmächtigten für feine Perſon 
zuſtehen, find in jenen fünf Stimmen nicht mitbegriffen, werden alſo beſonders 
bei der Beſchlußnahme gezaͤhlt. 

H. 29. 
Faſſung der Beſchluͤſſe. 

Der Vorſitzende der Direktion leitet die Generalverſammlung, welche 
ihre Beſchluͤſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit faßt. Bei Stimmengleichheit 
giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. Ausgenommen hiervon ſind Beſchluͤſſe, 


durch welche 1 
Jahrgang 1848. (Nr. 3001.) 35 1) eine 


1) eine Abänderung des Geſellſchaftsſtatuts, 
2) die Auflöfung der Geſellſchaft (§. 50. sub 2.) bewirkt werden foll, in- 
dem hierzu mindeſtens zwei Drittheile der Stimmen erforderlich ſind. 


$. 30, 


Verfahren bei Wahlen. 

Die Wahlen der Mitglieder und Stellvertreter der Direktion und des 
Verwaltungsrathes erfolgen durch Stimmzettel, und zwar durch ein vierfaches 
Skrutinium, fo daß zunachft die Mitglieder der Direktion, hierauf deren Stell— 
vertreter, ſodann die Mitglieder des Verwaltungsrathes und endlich deren 
Stellvertreter erwaͤhlt werden. Jeder Stimmzettel muß von dem Stimmenden 
unterſchrieben und die von ihm vertretene Stimmenzahl beigefuͤgt werden. Sollte 
ein gewaͤhltes Mitglied der Direktion oder des Verwaltungsrathes die Wahl 
ausſchlagen, was angenommen wird, wenn auf die hierauf bezuͤgliche Anfrage 
binnen acht Tagen keine zuſagende Antwort erfolgt, fo treten die reſp. gewaͤhl⸗ 
ten Stellvertreter nach der Reihenfolge der erhaltenen Stimmenzahl ein, und 
in das Amt der einruͤckenden Stellvertreter treten in gleicher Weiſe diejenigen 
ein, welche nach ihnen die meiſten Stimmen erhalten haben. 

Bei eintretender Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Es bedarf der 
Wahl durch Stimmzettel nicht, ſofern eine Wahl durch muͤndlich erklaͤrte 
Stimmeneinheit erfolgt. sa 


Protokoll. 

Ueber die Verhandlungen jeder Generalverſammlung wird ein Protokoll 
von dem Rechtskonſulenten der Geſellſchaft oder einem dazu requirirten Notar 
aufgenommen und daſſelbe von den anweſenden Mitgliedern der Direktion und 
des Verwaltungsrathes und fuͤnf ſonſtigen Aktionairen unterſchrieben. 


D. Von der Verwaltung und Geſchaͤftsfuͤhrung. 
I. Von der Direktion. 
$. 32. 
Bildung. 

Den Vorſtand der Geſellſchaft bildet die Direktion, beſtehend aus fuͤnf 
Mitgliedern, nämlich dem Spezialdirektor, vier Direktoren und drei Stellver— 
tretern fuͤr Verhinderungsfaͤlle. Mitglieder wie Stellvertreter muͤſſen in Bres— 
lau ihren Wohnſitz haben, und Aktionaire der Geſellſchaft, Erſtere aber Be— 
ſitzer von mindeſtens fuͤnf Aktien ſein, welche waͤhrend ihrer Amtsdauer in der 
Geſellſchaftskaſſe deponirt werden. Nichtbefaͤhigt zu dieſen Aemtern ſind be— 
ſoldete Beamte der Geſellſchaft, wogegen ſie mit dem Amte des Rechtskonſu— 
lenten der Geſellſchaft vereinbar ſind. a 


$. 33. 
Reſſort. 


Die Direktion verwaltet mit allen Befugniſſen eines Geſellſchaftsvor— 
ſtandes 
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ſtandes und Disponenten die geſammten Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſetzt 
insbeſondere die Prämienfäge feſt, beſchließt uͤber die Anlegung und Unterbrin— 
gung des Geſellſchaftsvermoͤgens, entſcheidet tiber die Auszahlung der Entſchaͤ⸗ 
digungen, wählt und beftätigt die Agenten, ſowie die Beamten der Geſellſchaft, 
fegt deren Proviſion, Gehalte und Diaͤten feſt und beſchließt über die befon- 
deren und allgemeinen Verwaltungsausgaben. In ſoweit zu dieſen Befug— 
niſſen die Zuſtimmung des Verwaltungsrathes erforderlich iſt, beſtimmt F. 48. 

„Die Direktion it berechtigt, ein einzelnes Mitglied reſp. Stellvertreter, 
ſowie Dritte zur Ausuͤbung beſtimmter ihr ertheilter Befugniſſe zu bevollmaͤch— 
tigen, und zwar bleibt eine ſolche Vollmacht bei eintretender Aenderung in den 
Mitgliedern der Direktion fo lange in Kraft, bis ſie durch einen Beſchluß der 
Direktion widerrufen wird. 


$. 34. 
Vertretung der Geſellſchaft. 
Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach außen hin gegen Behoͤrden 


und Dritte in allen gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten ohne 
allen Unterſchied, insbeſondere auch in ſolchen Faͤllen, in denen geſetzlich eine 
Spezialvollmacht erforderlich iſt. Für ihre Befugniſſe und Obliegenheiten find 
die H. 19. dis 25. des Geſetzes vom 9. November 1843. maaßgebend. 
Den Nachweis, daß die Direktion innerhalb der ihr ſtatutenmaͤßig zu= 
eee handle, iſt dieſelbe gegen dritte Perſonen niemals zu fuͤh⸗ 
Zu allen fuͤr die Geſellſchaft rechts verbindlichen Erklaͤrungen, insbeſon— 


dere auch zu Vollma ten e ; f ift dreier Mitali Stell⸗ 
vertreter der Direktion, genügt die Unterſchrift dreier Mitglieder reſp. Ste 


$. 35. 
Insbeſondere vom Spezialdirektor. 

Die beſonderen Befugniſſe und Obliegenheiten des Spezialdirektors wer— 
den durch einen mit ihm nach $. 48. sub 1. zu ſchließenden Vertrag feſtge— 
ſtellt, fuͤr welchen als Grundlage der Geſichtspunkt dient, daß ihm die An⸗ 
ordnungen zur Ausführung der Beſchluͤſſe der Generalverſammlung, der Di⸗ 
rektion und des Verwaltungsrathes, ſowie die ſpezielle Kontrolle über die ge- 
ſammte Geſchaͤftsfuͤhrung und das Beamtenperſonal der Geſellſchaft obliegen. 

Der Spezialdirektor iſt mit Genehmigung der uͤbrigen Direktionsmitglie⸗ 
der einen Stellvertreter fuͤr Verhinderungsfaͤlle zu beſtellen berechtigt. 


$. 36. 
Gegenwaͤrtige und kuͤnftige Direktion. 
Die gegenwärtige Direktion beſteht aus: 
1) den Mitgliedern: 
Herrn Kaufmann Ernſt Eredner, Spezialdirektor; 
Herrn Bankier Louis Theodor Moritz Eichborn, Direktor; 
Herrn Bankier Ernſt Heimann, Aue 


(Fr. 3001.) Herrn 
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* & Kommerzienrath Johann Ferdinand Kraker, 
irektor; s 
Herrn Regierungsrath Richard Kuh, Direktor; 
2) den Stellvertretern: 
Herrn Bankier Joh. Phil. Glock; 
Herrn Juſtizrath Heinrich Graͤff; 
Herrn Landrath a. D. Eduard Prommnitz. 
Die Wahl des Spezialdirektors iſt auf die H. 48. sub 1. beſtimmte 
Weiſe erfolgt, die Wahl der ſpaͤter eintretenden vier Direktoren und Stellver⸗ 
treter erfolgt durch die Generalverſammlung nach F. 30. 


F. 37. 
Dauer des Amtes. 


Die Amtsdauer des Spezialdirektors wird durch den mit ihm geſchloſ— 
fenen Vertrag beſtimmt. Von den gegenwärtig fungirenden ſowie kuͤnftig er⸗ 
waͤhlten vier Direktoren und drei Stellvertretern ſcheidet am 1. Juli, als dem 
Beginn des Amtsjahres, jaͤhrlich Einer aus und ae nach dem Alter der 
Amtsdauer und bei gleicher Amtsdauer durch das Loos. 

Das erſte Ausſcheiden tritt jedoch erſt mit dem 1. Juli 1852. ein. 

Die Ausſcheidenden ſind wiederum waͤhlbar. 


$. 38. 
Austritt. 


Jeder der vier Direktoren und Stellvertreter kann ſein Amt nach vor⸗ 
gängiger ſechswoͤchentlicher ſchriftlicher Aufkuͤndigung niederlegen. Ein gezwun⸗ 
genes Ausſcheiden tritt ein: 1 

1) durch den Verluſt der im $. 32. beſtimmten Befaͤhigung; 

2) fofern die Generalverſammlung dies beſchließt. 


§. 39, 
Einzelne Vakanzen. 


Bei einzelnen Vakanzen in den Perſonen der vier Direktoren im Laufe 
eines Jahres erfolgt der Erſatz aus der Zahl der Stellvertreter durch die 
Wahl des Verwaltungsrathes. Eine Vakanz in den Perſonen der Stellver⸗ 
17 0 wi in gleicher Weiſe aus der Zahl der in Breslau wohnhaften Aktio— 
naͤre erſetzt. 

Die auf dieſe Weiſe gewaͤhlten Direktoren und Stellvertreter bekleiden 
ihr Amt jedoch nur bis zu dem Ablaufe des Amtsjahres, in dem die nächfte 
ordentliche Generalverſammlung die Ergaͤnzungswahl vornimmt. 


§. 40. 
Legitimation. 
Die Legitimation der Mitglieder der Direktion und der Stellvertreter 


wird gegen Behoͤrden und dritte Perſonen durch ein gerichtliches oder ea 
rielles, 
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rielles, auf Grund der Wahlverhandlungen ($$. 30., 39. und 48.) ausgefer⸗ 
tigtes Atteſt gefuͤhrt. 
$. 41, 
Remuneration. 

Die erfte Generalverfammlung beſtimmt die Remuneration der vier Di⸗ 
rektoren. Außerdem werden ihnen baare Auslagen und Koſten erſtattet. Bei 
nicht voller einjaͤhriger Amtsdauer wird die Remuneration nach Verhaͤltniß der 
Zeit berechnet. Die Stellvertreter erhalten Grftattung baarer Auslagen und 


Koſten und die Remuneration des Direktors, in deſſen Stelle fie bei einzelnen 
Vakanzen treten. 


II. Von dem Verwaltungsrathe. 


§. 42. 
Bildung. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus 7 Mitgliedern und 3 Stellvertretern, 
welche Aktionaire der Geſellſchaft fein muͤſſen. 


F. 43. 
Reſſort. 

Zu dem ausschließlichen Reſſort des Verwaltungsrathes gehoͤrt: 

1) die Kontrolle uͤber die finanzielle Geſchaͤftsverwaltung der Direktion. 

In dieſer Beziehung liegt ihm ob: die Prufung der von letzterer 

zu legenden jährlichen Rechnungsabſchluͤſſe, die Monirung derſelben und 
Ertheilung der Decharge auf Grund des hieruͤber gefaßten Beſchluſſes 
der Generalverſammlung, ferner die Veranſtaltung von mindeſtens zwei 
außerordentlichen Kaſſenreviſtonen im Laufe des Jahres durch zwei ſeiner 
Mitglieder oder Stellvertreter. 

2) Die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter der Direktion bei einzelnen 
Vakanzen im Laufe eines Amtsjahres. (H. 39.) 


$. 44. 
Gegenwaͤrtiger und kuͤnftiger Verwaltungsrath. 
Der gegenwärtige Verwaltungsrath beſteht aus: 
1) den Mitgliedern: 
Herrn Oberamtmann Wilhelm Burow, 
Herrn Bankier und Stadtrath Johann Auguſt Franck, 
Herrn Geheimen Juſtizrath Grafen von Hoverden-Plencken, 
Herrn Gutsbeſitzer und Kaufmann Guſtav Liebich, 
Herrn Kaufmann Aug. Chr. Ludwig Muͤller, 
Herrn Rittergutsbeſitzer und Bankier Gideon von Wallen— 
berg-Pachaly, 
Herrn Grafen Ludwig Pork von Wartenburg; 
Gr. 3001.) 5 2) den 
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2) den Stellvertretern 
Herrn Kaufmann Joh. Jul. Muͤller, 
Herrn Rittergutsbeſitzer Joh. Gottl. Pohl, 
Herrn Bankier und Stadtrath Lorenz Saliee. 
Die ſpaͤter eintretenden Mitglieder und Stellvertreter des Verwaltungs- 
Rathes werden durch die Generalverſammlung erwaͤhlt. (§. 30.) 


H. 45. 
Amtsdauer, Austritt, Vakanzen. 


Von der Amtsdauer, dem Austritte und dem Fall einzelner Vakanzen 
gelten die Beſtimmungen der $$. 37. bis 39., nur daß (ad F. 37.) jährlich 
zwei Mitglieder des Verwaltungsrathes ausſcheiden, und (ad F. 38.) ein ge⸗ 
zwungenes Ausſcheiden nur bei dem Verluſte der Eigenſchaft eines Aktionairs 
eintritt. 

$. 46, 


Remuneration. 


Die Mitglieder und Stellvertreter des Verwaltungsrathes erhalten nur 
die Erſtattung von Koſten und Auslagen. 


III. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen für die Direktion und den Verwaltungsrath. 
$. 47. 
Geſchaftsregulativ. 


Sogleich nach Konſtituirung der Geſellſchaft entwerfen die Direktoren 
und der Verwaltungsrath gemeinſchaftlich ein Regulativ fuͤr ihre beiderſeitige 
Geſchaͤftsfuͤhrung, ſowie uber die Art der Unterbringung des Geſellſchafts⸗ 
Vermögens und der Kaſſenverwaltung. Als eine feſiſtehende Norm iſt in dies 
Regulativ aufzunehmen, daß gültige Beſchluͤſſe in den ſpeziellen wie in den 
gemeinſchaftlichen Berathungen beider Kollegien die Gegenwart der groͤßeren 
Hälfte der Mitglieder oder der für ſie einberufenen Stellvertreter erfordern. 


$. 48. 
Gemeinſame Beſchluͤſſe. 


Der Berathung und Beſchlußnahme beider Kollegien in einer gemeinſa— 
men Verſammlung unterliegen: 

1) Wahl des Spezialdirektors, des Rechtskonſulenten, ſowie derjenigen 
Beamten der Geſellſchaft, welche ein höheres firirtes jaͤhrliches Gehalt 
als 600 Thaler beziehen ſollen, Feſtſtellung der Bedingungen der mit 
ihnen zu ſchließenden Kontrakte und Beſchlußnahme uͤber Aufhebung 
dieſer letzteren; 

2) Bewilligung einzelner Remunerationen und Gratifikationen, welche die 
Summe von 100 Thalern uͤberſteigen; 

3) Beſchlußnahme uͤber den Ankauf und Wiederveraͤußerung von Grund⸗ 


ſtuͤcken; 
4) Feſt⸗ 


= BE 
4) Spee der unter den Aktionairen zur Vertheilung kommenden Di— 
vidende; 
5) Abänderung des laut H. 47. entworfenen Regulativs; 


6) Gegenſtaͤnde von Wichtigkeit, welche die Direktion der gemeinſamen Bez 
rathung zu unterwerfen beſchließt. 


E. Von der Dauer und Auflöſung der Geſellſchaft. 


$. 49. 

a Dauer, 

„Der. Beſellſchaftsvertrag wird vorläufig bis zum letzten Dezember des 
eee geſchloſſen. In der im Jahre 1872. . * — 
Genera i ſoll der Beſchluß darüber gefaßt werden, ob die Geſell— 
ſchaft aufgelöft oder ob und auf wie lange ſie fortgeſetzt werden ſoll. 


$. 30. 
. Fruͤhere Auflöfung. 

er Bea frühere Auflöſung tritt vorbehaltlich der Genehmigung des Staa— 
1) ſofern die Bila i 1 f 
luſte abſorbirt 15 ergiebt, daß der halbe Betrag der Aktien durch Ver— 

2) ſofern nach einer jahrlichen Schlußrechnun i 
| g der Verluſt bei dem Unter 

re Be 0 die Hälfte des baaren Einſchuſſes beträgt. 
Ber dar f. e ad 1. tritt die Aufloͤſung ein, ohne daß es einer Beſchluß— 
Der Beſchluß ad 2. wird in ei - 
verse in 50 IR e 1 $. 27. berufenen General⸗ 


$. 51. 

ae be Liquidation. 

Sobald die Auflöfung der Geſellſchaft im Falle F. 50. eintritt, beſtimmt 
gleichzeitig die im Falle sub 2. berufene oder im Falle sub 1. eine ſofort zu 
a Generalverſammlung das Verfahren bei der Liquidirung des Unter⸗ 
nehmens. 

Daſſelbe geſchieht in der in dem Jahre 1873. ſtattfindenden General— 
verſammlung (§. 49.), ſofern die Auflöjung der Geſellſchaft beſchloſſen fein 
ſollte. Das zu beſchließende Liquidationsverfahren muß den Beſtimmungen des 
$. 29. des Geſetzes vom 9. November 1843. gemäß fein. 


(Nr. 3001.) Lit. A. 


- m — 
Lit. A. 


— — 


Schema des Wechſels. 


(Ort), den (Monat) 184 


In Folge der von mir laut F. 7. des Statutes der Schleſiſchen Feuer— 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft eingegangenen Verpflichtung zahle ich gegen dieſen 
Wechſel, acht Wochen nach erfolgter gaͤnzlicher oder theilweiſer Aufkuͤndigung, 
an die Direktion der gedachten Geſellſchaft oder deren Ordre in Breslau, die 
Summe von Achthundert Thaler Kurant, oder den von der Direktion mir ge- 
kuͤndigten mindern Betrag. Werth vollſtaͤndig empfangen. 


(Name des Ausſtellers.) 


Lit. B. 
Schema der Aktie. 


ieee 


der 


Schleſiſchen Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft 


uͤber 


Ein Tauſend Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Aktie (Namen und Charakter des Aktionairs) 
nimmt nach Beſtimmung des Geſellſchafts-Statutes verhaͤltnißmaͤßigen Antheil 
an dem geſammten Eigenthum, dem Gewinne und Verluſte der Geſellſchaft. 
Die Aktie kann ohne Genehmigung der Direktion der Geſellſchaft nicht veraͤußert 
werden, auch nimmt die Geſellſchaft von Verpfaͤndung der Aktie keine Notiz, 
be vielmehr nur mit dem aus dem Aktienbuche konſtirenden Eigenthuͤmer 

er Aktie. 


Die Direktion der Schleſiſchen Feuerverſicherungs-Geſellſchaft. 
N. N. N. N. 


